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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Notlage in Venezuela
(2019/2628(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu Venezuela, insbesondere die 
Entschließungen vom 3. Mai 2018 zu der Wahl in Venezuela1, vom 5. Juli 2018 zur 
Migrationskrise und humanitären Lage in Venezuela und an dessen Landesgrenzen zu 
Kolumbien und Brasilien2, vom 25. Oktober 2018 zur Lage in Venezuela3 und vom 
31. Januar 2019 zur Lage in Venezuela4,

– unter Hinweis auf die von der Hohen Vertreterin am 24. Februar 2019 im Namen der 
EU abgegebene Erklärung zu den jüngsten Ereignissen in Venezuela,

– unter Hinweis auf die von der Vizepräsidentin der Kommission und Hohen Vertreterin 
der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (VP/HR) am 26. Januar 2019 im Namen 
der EU abgegebene Erklärung zur Lage in Venezuela,

– unter Hinweis auf die von der VP/HR am 10. Januar 2019 im Namen der EU 
abgegebene Erklärung zum neuen Mandat von Präsident Maduro,

– gestützt auf Artikel 123 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Venezuela infolge einer politischen Krise mit einer beispiellosen 
mehrdimensionalen Krise konfrontiert ist, deren Auswirkungen immer mehr 
Venezolaner zu spüren bekommen;

B. in der Erwägung, dass nach Angaben des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten 
Nationen seit 2014 über drei Millionen Venezolaner aus ihrem Land geflohen sind; in 
der Erwägung, dass die Tatsache, dass die Menschen in Scharen ihr Land verlassen, 
größtenteils auf eine humanitäre Krise zurückzuführen ist, dass viele Venezolaner 
jedoch auch aufgrund eines harten Vorgehens der Regierung geflohen sind, in dessen 
Folge tausende Menschen willkürlich festgenommen wurden, hunderte Zivilpersonen 
durch Militärgerichte verfolgt werden und Häftlinge gefoltert und anderweitig 
misshandelt werden;

C. in der Erwägung, dass die Venezolaner unter gravierenden Engpässen bei 
Arzneimitteln, der Arzneimittelversorgung und Nahrungsmitteln zu leiden haben, 
wodurch ihr Recht auf Gesundheitsversorgung und Nahrungsmittel ernsthaft 
untergraben wird und was zu einer erhöhten Mütter- und Säuglingssterblichkeit, einer 
dramatischen Ausbreitung von Infektionskrankheiten und einem hohen Maß an 
Ernährungsunsicherheit und Mangelernährung bei Kindern führt;

1 Angenommene Texte, P8_TA(2018)0199.
2 Angenommene Texte, P8_TA(2018)0313.
3 Angenommene Texte, P8_TA(2018)0436.
4 Angenommene Texte, P8_TA(2019)0061.
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D. in der Erwägung, dass die Weigerung des Regimes, den länderübergreifenden 
humanitären Notstand anzuerkennen, im letzten Monat zu einer Eskalation der 
Spannungen geführt hat; in der Erwägung, dass es besorgniserregende Berichte über 
Unruhen, Gewalttaten und eine wachsende Zahl von Opfern gegeben hat, insbesondere 
in den Grenzgebieten;

E. in der Erwägung, dass ein landesweiter Stromausfall Anfang März zu einer weiteren 
Verschlechterung der medizinischen Versorgung und der Versorgung mit 
Nahrungsmitteln und sauberem Wasser beigetragen hat;

F. in der Erwägung, dass vermummte Geheimdienstagenten am 21. März 2019 Roberto 
Marrero festgenommen haben, der ein wichtiger Helfer und Stabschef des 
venezolanischen Interimspräsidenten Juan Guaidó ist; in der Erwägung, dass Marrero 
beschuldigt wird, „Sabotageakte“ gegen Staatsbedienstete geplant zu haben, und ihm 
Terrorismus zur Last gelegt wird;

G. in der Erwägung, dass der deutsche Journalist Billy Six Berichten zufolge Mitte 
November 2018 festgenommen und wegen des Vorwurfs der Spionage, Rebellion und 
Verletzung von Sicherheitszonen in einem Militärgefängnis festgehalten wurde; in der 
Erwägung, dass er am 15. März 2019 unter bestimmten Auflagen freigelassen wurde 
und das Land verlassen durfte; in der Erwägung, dass allein im Jahr 2019 mindestens 
19 Journalisten inhaftiert wurden; in der Erwägung, dass es Berichten zufolge am 
15. März 2019 zu einem mutmaßlich von Spezialkräften der venezolanischen 
Nationalpolizei begangenen gewaltsamen Übergriff auf Tomasz Surdel, Venezuela-
Korrespondent der polnischen Zeitung Gazeta Wyborcza, kam, während er in seinem 
Fahrzeug durch Caracas fuhr;

H. in der Erwägung, dass die Regierung Venezuelas am 6. März 2019 den deutschen 
Botschafter angewiesen hat, das Land zu verlassen, da ihm vorgeworfen wird, sich 
wiederholt in innere Angelegenheiten eingemischt zu haben;

I. in der Erwägung, dass internationale und regionale Partner, darunter die EU, zugesagt 
haben, die Schaffung von Bedingungen für einen friedlichen, glaubwürdigen und 
inklusiven politischen Prozess zwischen allen einschlägigen venezolanischen Akteuren 
zu unterstützen;

J. in der Erwägung, dass die EU wiederholt die Wiederherstellung von Demokratie und 
Rechtstaatlichkeit in Venezuela im Rahmen eines glaubwürdigen politischen Prozesses 
gefordert hat;

K. in der Erwägung, dass am 23. März 2019 zwei russische Militärflugzeuge auf dem 
wichtigsten Flughafen in Venezuela landeten, die Dutzende von Soldaten und große 
Mengen an Ausrüstung mit sich geführt haben sollen;

1. ist zutiefst besorgt über die sich weiter verschlechternde Lage in Venezuela; bringt 
erneut seine Solidarität mit dem venezolanischen Volk zum Ausdruck;

2. bekräftigt, dass es Juan Guaidó als rechtmäßigen Interimspräsidenten der Bolivarischen 
Republik Venezuela anerkennt, und bekundet seine uneingeschränkte Unterstützung für 
dessen Fahrplan; bekräftigt seine uneingeschränkte Unterstützung für die 
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Nationalversammlung, die das einzige rechtmäßige demokratische Organ Venezuelas ist 
und deren Befugnisse wiederhergestellt und geachtet werden müssen;

3. fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden nachdrücklich dazu auf, 
Zurückhaltung zu üben, Gewaltanwendung zu vermeiden und humanitäre Hilfe ins 
Land zu lassen; verurteilt den Einsatz irregulärer bewaffneter Gruppen zur 
Einschüchterung der Zivilbevölkerung und von Abgeordneten, die sich mobilisiert 
haben, um Hilfsgüter zu verteilen;

4. begrüßt, dass die EU bereits im letzten Jahr die Bereitstellung von über 60 Mio. EUR an 
humanitärer Hilfe und Entwicklungshilfe zugesagt hat, und fordert die EU und ihre 
Mitgliedstaaten auf, ihr Engagement auch in nächster Zeit fortzusetzen;

5. verurteilt die Festnahme von Roberto Marrero und fordert dessen umgehende 
Freilassung;

6. begrüßt die Freilassung des deutschen Journalisten Billy Six; verurteilt die Inhaftierung 
weiterer Journalisten, die über die Lage in Venezuela berichtet haben, und fordert deren 
umgehende Freilassung; verurteilt den gewaltsamen Übergriff auf den polnischen 
Journalisten Tomasz Surdel und fordert die venezolanischen Behörden auf, den 
gezielten Übergriff unverzüglich zu untersuchen und die Verantwortlichen zu ermitteln;

7. verurteilt die Ausweisung des deutschen Botschafters aus Venezuela;

8. bekräftigt seine Forderung nach freien, transparenten und glaubwürdigen 
Präsidentschaftswahlen auf der Grundlage eines vereinbarten Zeitplans, von gleichen 
Bedingungen für alle Beteiligten, Transparenz und einer internationalen Beobachtung;

9. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und der 
Vizepräsidentin der Kommission und Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik sowie dem rechtmäßigen Interimspräsidenten der Republik und der 
Nationalversammlung der Bolivarischen Republik Venezuela, den Regierungen und 
Parlamenten der Lima-Gruppe, der Parlamentarischen Versammlung Europa-
Lateinamerika und dem Generalsekretär der Organisation Amerikanischer Staaten zu 
übermitteln.


